
Recht und Kinderschutz: 

insbesondere Bundeskinderschutzgesetz, SGB V, 

OPS etc.

8.7.2014 Berlin
J. M. Fegert, Ulm



Offenlegung möglicher Interessenkonflikte

In den letzten 5 Jahren hatte der Autor (Arbeitsgruppenleiter)

– Forschungsförderung von EU, DFG, BMG, BMBF, BMFSFJ, Ländersozial-
ministerien, Landesstiftung BaWü, Volkswagenstiftung, Europäische 
Akademie, Päpstliche Universität Gregoriana, RAZ, CJD, Eli Lilly research 
foundation, Janssen Cilag (J&J), Medice, Celltech/UCB

– Reisebeihilfen, Vortragshonorare, Veranstaltungs- und Ausbildungs-
Sponsoring von DFG, AACAP, NIMH/NIH, EU, Vatikan, Goethe Institut, Pro 
Helvetia, Astra, Aventis, Bayer, Bristol-MS, Celltech/UCB, Janssen-Cilag (J&J), 
Lilly, Medice, Novartis, Pfitzer, Ratiopharm, Sanofi-Synthelabo, Shire, VfA, 
Generikaverband, andere Fachverbände und Universitäten sowie Ministerien

– Keine industriegesponserten Vortragsreihen, „speakers bureau“

– Klinische Prüfungen und Beratertätigkeit für Janssen Cilag, Medice, Lilly, Astra, 
BMS, B;BF, ADIR, Hoffmann-La Roche

– Mitgliedschaft in Steuerungsgremien und/oder wissenschaftlichen Beiräten der 
Firmen (international:) Pfitzer (DSMB), J & J, Lundbeck, Servier, (national:) 
Lilly, Janssen-Cilag, Celltech/UCB

– Jährliche Erklärung zu conflicts of interest gegenüber dem BfArM, DGKJP  und  
AACAP wegen Komissionsmitgliedschaft

– Kein Aktienbesitz , keine Beteiligungen an Pharmafirmen, Mehrheitseigner  3Li



Proportionale Verteilung der Geldgeber



Gliederung

Einleitung: Weiterbildungsbedarf in den Heilberufen

Recht und Kindeswohl

Zivilrecht vs. Strafrecht

BKSchG

Insbesondere : § 3 und 4 KKG

§ 8b SGB VIII

§ 72a SGB VIII

Anpassungen im medizinischen Bereich



gefördert auf Empfehlung der Medizinstrukturkommission des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg

Fort- und Weiterbildungen in Deutschland
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Anbieter von Fort- und 
Weiterbildungsmaßnahmen
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gefördert auf Empfehlung der Medizinstrukturkommission des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg

Weiterbildungsbedarf



gefördert auf Empfehlung der Medizinstrukturkommission des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg

Hintergrund

Deutschlandweite Online Befragung (n=1.081)

Mediziner, Psychotherapeuten (M Alter: 45, ♀: 75%) 

Pädagogen (M Alter:40, ♀: 78%)

Aus-, Fort- und Weiterbildungsbedarf

Berufliche Vorerfahrung mit sex. Missbrauch:

Medizinisch-psychotherapeutisch: 85%

Pädagogisch: 75%

Liebhardt et al., 2013



gefördert auf Empfehlung der Medizinstrukturkommission des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg

Hintergrund

Ca. 53% unsicher im professionellen Umgang mit sex. Missbrauch

Liebhardt et al., 2013
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Unsicherheiten beim Thema Kinderschutz  

Gesprächsführung 

mit Erziehungsberechtigten (64%) 

mit Kind/Jugendliche (58%)Erkennen von 

Auffälligkeiten 

(50%)

Informationsweitergabe

-an weitere Institutionen (61%)

-an Einrichtungsleitung (26%)

Rechtliche 

Vorschriften 

(62%)

Diagnostik 

(55%)

N=1081, n=1074

Unsicherheit …

Dokumen-

tation (26%)
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UN-Kinderrechtskonvention 

Im Originaltext braucht es dazu 54 Artikel in sehr komplizierter und sicher nicht 
kindgerechter Sprache. Die UNICEF, die Kinderrechtsorganisation der UNO, 
fasst den 20 Seiten langen Text in zehn Grundrechten zusammen 

− das Recht auf Gleichbehandlung und Schutz vor Diskriminierung unabhängig 
von Religion, Herkunft und Geschlecht;

− das Recht auf einen Namen und eine Staatszugehörigkeit;

− das Recht auf Gesundheit;

− das Recht auf Bildung und Ausbildung;

− das Recht auf Freizeit, Spiel und Erholung;

− das Recht, sich zu informieren, sich mitzuteilen, gehört zu werden und sich zu 
versammeln;

− das Recht auf eine Privatsphäre und eine gewaltfreie Erziehung im Sinne der 
Gleichberechtigung und des Friedens;

− das Recht auf sofortige Hilfe in Katastrophen und Notlagen und auf Schutz vor 
Grausamkeit, Vernachlässigung, Ausnutzung und Verfolgung;

− das Recht auf eine Familie, elterliche Fürsorge und ein sicheres Zuhause;

− das Recht auf Betreuung bei Behinderung.

In der Praxis heißt das, Kinder haben das Recht, in einer sicheren Umgebung ohne 
Diskriminierung zu leben. Sie haben das Recht auf Zugang zu sauberem 
Wasser, Nahrung, medizinischer Versorgung, Ausbildung und auf Mitsprache 
bei Entscheidungen, die ihr Wohlergehen betreffen.



Kindliche Basisbedürfnisse und deren Berücksichtigung in 
der UN-Kinderrechtskonvention

Basic need UN-Kinderrechtskonvention

Liebe und Akzeptanz
Präambel, Art. 6;

Art. 12, 13, 14

Ernährung und Versorgung Art. 27, Art. 26, Art. 32

Unversehrtheit, Schutz vor 
Gefahren, vor materieller 
emotionaler und sexueller 

Ausbeutung

Art. 16, Art. 19,

Art. 34, 35, 36, 37, 38, 39, 40

Bindung und soziale Beziehungen
Art. 8, 9, 10, 11;

Art. 20, 21, 22

Gesundheit Art. 24, 25, 23, 33

Wissen und Bildung
Art. 17;

Art. 28, 29, 30, 31





UN-Behindertenrechtskonvention
Übereinkommen und Zusatzprotokoll am 13. Dezember 2006 in 
New York verabschiedet

– 3. Mai 2008 nach Ratifizierung durch 20 Vertragsstaaten in 
Kraft getreten. Alle EU-Mitgliedsstaaten bis auf Lettland 
haben die Konvention ratifiziert, 16 das Zusatzprotokoll 
unterzeichnet

– UN-Behindertenrechtskonventivon ist 2 Jahre nach 

Unterzeichnung am 26. März 2009 in 
Deutschland in Kraft getreten



Artikel 7 „Children with disabilities“

1. Vertragsstaaten ergreifen notwendige Maßnahmen, um 
Kindern mit Behinderungen alle Menschenrechte und 
fundamentalen Freiheiten auf gleicher Basis mit anderen 
Kindern zu garantieren.

2. Kindeswohlmaxime als genereller Maßstab („The best 
interests of the child shall be a primary consideration“)

3. Partizipation bei Entscheidungen



Grundgesetz Artikel 1

Artikel 1

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten 
und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen 
und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder 
menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der 
Gerechtigkeit in der Welt.

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, 
vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar 
geltendes Recht.



Art 2

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner 
Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und 
nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das 
Sittengesetz verstößt.

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In 
diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen 
werden.



Art 3

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert 
die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender 
Nachteile hin.

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und 
Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen 
Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand 
darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.



„Gratwanderung“ bei der Risikoabschätzung

Anna Freud: „zu früh zu viel oder zu spät zu wenig“

Ungerechtfertigte Ungerechtfertigte 
Eingriffe in das Eingriffe in das 
ElternrechtElternrecht

UngenUngenüügende gende 
BerBerüücksichtigung cksichtigung 
des des 
KinderschutzesKinderschutzes

Verlust von Vertrauen

Verschluß vor weiteren 
Hilfsangeboten

Schadensersatzansprüche 

Schädigung des Kindes

Strafbarkeit 



Elternrecht und staatliches WElternrecht und staatliches Wäächteramtchteramt

Art. 6 Abs. 2 GG

„Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der 
Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre 
Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.“

Elternrecht Elternpflicht

Staatliches Wächteramt

Eingriffe bei 
Kindeswohl-
gefährdung

Abwehr-
recht

Hilfe und 
Unterstützung

Anspruch

+

Familiengericht Kinder- und Jugendhilfe



Was ist eine Kindeswohlgefährdung?

BGH in Familiensachen (BGH FamRZ 1956, Seite 350) 
Entscheidung des Bundesgerichtshof  v. 14. Juli 1956:

Definition der Kindeswohlgefährdung als 

eine gegenwärtige, in einem solchen 
Maße vorhandene Gefahr, dass sich 
bei der weiteren Entwicklung eine 
erhebliche Schädigung mit ziemlicher 
Sicherheit voraussagen lässt. 

Medizinisch gesprochen handelt es sich um eine 
Prognosefrage nicht um eine Diagnose!





Zivilrechtlicher Kinderschutz 
– Eingriffe ins Sorgerecht § 1666 und 1666 a BGB

§ 1666 BGB
Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls

(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des 
Kindes oder sein Vermögen gefährdet und sind die Eltern nicht 
gewillt oder nicht in der Lage, die Gefahr abzuwenden, so hat 
das Familiengericht die Maßnahmen zu treffen, die zur 
Abwendung der Gefahr erforderlich sind.

(2) In der Regel ist anzunehmen, dass das Vermögen des 
Kindes gefährdet ist, wenn der Inhaber der Vermögenssorge 
seine Unterhaltspflicht gegenüber dem Kind oder seine mit der 
Vermögenssorge verbundenen Pflichten verletzt oder 
Anordnungen des Gerichts, die sich auf die Vermögenssorge 
beziehen, nicht befolgt.



3) Zu den gerichtlichen Maßnahmen nach Absatz 1 gehören 
insbesondere
−Gebote, öffentliche Hilfen wie zum Beispiel Leistungen der 

Kinder- und Jugendhilfe und der Gesundheitsfürsorge in Anspruch 

zu nehmen,

−Gebote, für die Einhaltung der Schulpflicht zu sorgen,

−Verbote, vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit die 

Familienwohnung oder eine andere Wohnung zu nutzen, sich in 

einem bestimmten Umkreis der Wohnung aufzuhalten oder zu 

bestimmende andere Orte aufzusuchen, an denen sich das Kind 

regelmäßig aufhält,

−Verbote, Verbindung zum Kind aufzunehmen oder ein 

Zusammentreffen mit dem Kind herbeizuführen,

−die Ersetzung von Erklärungen des Inhabers der elterlichen 

Sorge,

−die teilweise oder vollständige Entziehung der elterlichen Sorge.

(4) In Angelegenheiten der Personensorge kann das Gericht auch 
Maßnahmen mit Wirkung gegen einen Dritten treffen



§ 1666a BGB Grundsatz der Verhältnismäßigkeit; Vorrang 
öffentlicher Hilfen

(1) Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der 
elterlichen Familie verbunden ist, sind nur zulässig, wenn der 
Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche 
Hilfen, begegnet werden kann. Dies gilt auch, wenn einem 
Elternteil vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit die Nutzung 
der Familienwohnung untersagt werden soll. Wird einem 
Elternteil oder einem Dritten die Nutzung der vom Kind 
mitbewohnten oder einer anderen Wohnung untersagt, ist bei 
der Bemessung der Dauer der Maßnahme auch zu 
berücksichtigen, ob diesem das Eigentum, das Erbbaurecht oder 
der Nießbrauch an dem Grundstück zusteht, auf dem sich die 
Wohnung befindet; Entsprechendes gilt für das 
Wohnungseigentum, das Dauerwohnrecht, das dingliche 
Wohnrecht oder wenn der Elternteil oder Dritte Mieter der 
Wohnung ist.
(2) Die gesamte Personensorge darf nur entzogen werden, 
wenn andere Maßnahmen erfolglos geblieben sind oder 
wenn anzunehmen ist, dass sie zur Abwendung der Gefahr nicht 
ausreichen



Verfahrensbeistand

§ 158 FamFG

(1) Das Gericht hat dem minderjährigen Kind in Kindschaftssachen, die 
seine Person betreffen, einen geeigneten Verfahrensbeistand zu 
bestellen, soweit dies zur Wahrnehmung seiner Interessen 
erforderlich ist.

(2) Die Bestellung ist in der Regel erforderlich, 
1.wenn das Interesse des Kindes zu dem seiner gesetzlichen Vertreter 

in erheblichem Gegensatz steht,
2.in Verfahren nach den §§ 1666 und 1666a des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs, wenn die teilweise oder vollständige Entziehung der 
Personensorge in Betracht kommt,

3.wenn eine Trennung des Kindes von der Person erfolgen soll, in
deren Obhut es sich befindet,

4.in Verfahren, die die Herausgabe des Kindes oder eine 
Verbleibensanordnung zum Gegenstand haben, oder

5.wenn der Ausschluss oder eine wesentliche Beschränkung des 
Umgangsrechts in Betracht kommt. 



3) Der Verfahrensbeistand ist so früh wie möglich zu bestellen. Er wird 
durch seine Bestellung als Beteiligter zum Verfahren hinzugezogen. 
Sieht das Gericht in den Fällen des Absatzes 2 von der Bestellung 
eines Verfahrensbeistands ab, ist dies in der Endentscheidung zu
begründen. Die Bestellung eines Verfahrensbeistands oder deren 
Aufhebung sowie die Ablehnung einer derartigen Massnahme sind 
nicht selbständig anfechtbar.

(4) Der Verfahrensbeistand hat das Interesse des Kindes festzustellen 
und im gerichtlichen Verfahren zur Geltung zu bringen. Er hat das 
Kind über Gegenstand, Ablauf und möglichen Ausgang des 
Verfahrens in geeigneter Weise zu informieren. Soweit nach den 
Umständen des Einzelfalls ein Erfordernis besteht, kann das Gericht 
dem Verfahrensbeistand die zusätzliche Aufgabe übertragen, 
Gespräche mit den Eltern und weiteren Bezugspersonen des Kindes 
zu führen sowie am Zustandekommen einer einvernehmlichen 
Regelung über den Verfahrensgegenstand mitzuwirken. Das Gericht 
hat Art und Umfang der Beauftragung konkret festzulegen und die 
Beauftragung zu begründen. Der Verfahrensbeistand kann im 
Interesse des Kindes Rechtsmittel einlegen. Er ist nicht gesetzlicher 
Vertreter des Kindes.



(5) Die Bestellung soll unterbleiben oder aufgehoben werden, 
wenn die Interessen des Kindes von einem Rechtsanwalt 
oder einem anderen geeigneten Verfahrensbevollmächtigten 
angemessen vertreten werden.

(6) Die Bestellung endet, sofern sie nicht vorher aufgehoben 
wird, 

1.mit der Rechtskraft der das Verfahren abschliessenden 
Entscheidung oder

2.mit dem sonstigen Abschluss des Verfahrens. 



(7) Für den Ersatz von Aufwendungen des nicht berufsmässigen 
Verfahrensbeistands gilt § 277 Abs. 1 entsprechend. Wird die 
Verfahrensbeistandschaft für die Wahrnehmung seiner 
Aufgaben nach Absatz 4 in jedem Rechtszug jeweils 
berufsmässig geführt, erhält der Verfahrensbeistand eine 
einmalige Vergütung in Höhe von 350 Euro. Im Fall der 
Übertragung von Aufgaben nach Absatz 4 Satz 3 erhöht sich 
die Vergütung auf 550 Euro. Die Vergütung gilt auch 
Ansprüche auf Ersatz anlässlich der 
Verfahrensbeistandschaft entstandener Aufwendungen 
sowie die auf die Vergütung anfallende Umsatzsteuer ab. 
Der Aufwendungsersatz und die Vergütung sind stets aus 
der Staatskasse zu zahlen. Im Übrigen gilt § 168 Abs. 1 
entsprechend.

(8) Dem Verfahrensbeistand sind keine Kosten aufzuerlegen.



Der Wunsch nach Optimalität des Vorgehens:
Strafanzeige : Offizialdelikte

• Sensitivität vs. Spezifität

• Strafrechtlicher Kontext, Akzentsetzung zu 
Gunsten der Spezifität, dadurch verringerte 
Sensitivität

• Abklärung und Ausschluss einer 
Kindeswohlgefährdung, primär Sensitivität
nötig

• möglichst schonend für das Kind oder den/die 
erwachsene Opferzeugin

• für Starfverfahren Befunddokumentation, die 
forensischen Ansprüchen genügt





Irrtum und Wahrheit in der Begutachtung

• Grundsätzlich bestehen vier Möglichkeiten der 
fachlichen Einschätzung:

• Opfer real betroffen …Experte kommt zum richtigen 
Ergebnis.

�Aufgrund der Güte der Untersuchungsmethode 
�Zufallstreffer

• Opfer tatsächlich betroffen … Experte kommt zum 
falsch negativen Schluss.

• Angebliches Opfer nicht betroffen und Experte kommt 
in Übereinstimmung mit den Tatsachen zum gleichen 
Ergebnis.

�aufgrund korrekter Anwendung der Methode
�aufgrund des Zufalls

• Angebliches Opfer nicht betroffen und Experte kommt 
zum falsch positiven Ergebnis.



Glaubwürdigkeitsgutachten vs Glaubhaftigkeitsgutachten

früher:

–allgemeine und spezielle Glaubwürdigkeit

heute:

–persönliche Voraussetzungen 
(Entwicklungsstand, Erkrankungen, 
Familiensituation etc. z.B.: Multiaxiale 
Diagnostik)

–Glaubhaftigkeit der Aussage 
(situationsabhängig)



Gegenstand der Glaubhaftigkeitsbegutachtung

„könnte dieses Kind mit den gegebenen 
individuellen Voraussetzungen unter den 
gegebenen Befragungsumständen und 
unter Berücksichtigung der im konkreten 
Fall möglichen Einflüssen von Dritten 
diese spezifische Aussage machen, 
ohne dass sie auf einem realen 
Erlebnishintergrund basiert?“

(Volbert 1995)













Homepage der UBSKM



Strafverfolgung (Zeitpunkt Abschlussbericht 
Frau Dr. Bergmann)

N = 1042  haben gegenüber der Anlaufstelle 
Aussagen zu der Thematik gemacht

76,7% gaben an, keine Anzeige erstattet zu haben 
(über 50 % wegen Verjährung)

Von denen, die Strafanzeige gestellt haben: 87,5% 
berichten von negativen Erfahrungen

Bei 40% kam es zur Anklageerhebung

Von 1042 Missbrauchsfällen wurden nur 9 % der 
Täter/innen angeklagt, 1,8% der Täter wurden 
juristisch zur Rechenschaft gezogen



Strafe und Strafverfolgung 

• angemessenes Strafmaß, Täter/innen nicht schonen

• Forderungen nach Sicherungsverwahrung,

• Forderungen für die Zeit nach Verbüßung der Strafe: 

–beruflich: Kontaktverbot zu Kindern; 

– familiär: Sorgerechtsentzug

• Meldepflicht, unterschiedlich (auch kritisch) diskutiert

• erweitertes Führungszeugnis gefordert

• Kritik der forensischen 
Zeugenbegutachtung/Glaubhaftigkeitsbegutachtung

–einseitig zu Lasten der Betroffenen

–häufig demütigend 

–zieht sich viel zu lange hin





Verstärkte öffentliche Wahrnehmung der 
Kinderschutzproblematik

Berichterstattung über Kindesmisshandlung, -missbrauch, 
-vernachlässigung 

�Entwicklung der öffentlichen Debatte

�zeigt Epochen der Diskussion um Kinderschutz auf

�Veränderungen der Stellung/ des Wertes von Kindern



Kinderschutz in Deutschland nach der Jahrtausendwende

- in den letzten Jahren vermehrte Aufmerksamkeit auf das 

Thema Vernachlässigung und Misshandlung von Kindern

- Ziel zahlreicher Initiativen auf kommunaler, Landes- und 

Bundesebene ist die Verbesserung des Kinderschutzsystems 

in Deutschland

- 2005 Novellierung des SGB VIII mit der Einführung des §8a: 

Konkretisierung des Schutzauftrages in der Kinder- und 

Jugendhilfe

- Auf- und Ausbau präventiver Ansätze, den sogenannten 

Frühen Hilfen (multiprofessioneller Ansatz zur Prävention von 

Kindeswohlgefährdung) 

- Runder Tisch sexueller Kindesmissbrauch

- 01.01.2012  Bundeskinderschutzgesetz



Kinderschutz im KJHG § 8a 

§ 8a KJHG Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die 
Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat 
es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte 
abzuschätzen. Dabei sind die Personensorgeberechtigten sowie das 
Kind oder der Jugendliche einzubeziehen, soweit hierdurch der 
wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage 
gestellt wird. Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die 
Gewährung von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat es diese den 
Personensorgeberechtigten oder den Erziehungsberechtigten 
anzubieten. 
(2) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, 
die Leistungen nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass 
deren Fachkräfte den Schutzauftrag nach Absatz 1 in entsprechender 
Weise wahrnehmen und bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
eine insoweit erfahrene Fachkraft hinzuziehen. Insbesondere ist die 
Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte bei den 
Personensorgeberechtigten oder den Erziehungsberechtigten auf die 
Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich 
halten, und das Jugendamt informieren, falls die angenommenen Hilfen 
nicht ausreichend erscheinen, um die Gefährdung abzuwenden. 



(3)Hält das Jugendamt das Tätigwerden des 
Familiengerichts für erforderlich, so hat es das Gericht 
anzurufen; dies gilt auch, wenn die 
Personensorgeberechtigten oder die 
Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, 
bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. 
Besteht eine dringende Gefahr und kann die Entscheidung 
des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das 
Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in 
Obhut zu nehmen. 
(4) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden 
anderer Leistungsträger, der Einrichtungen der 
Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das 
Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die 
Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten 
hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich und 
wirken die Personensorgeberechtigten oder die 
Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die 
anderen zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen 
selbst ein. 



Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG)
§ 1  Kinderschutz und staatliche Mitverantwortung

§ 2  Information der Eltern über Unterstützungsangebote in Fragen der 
Kindesentwicklung

§ 3  Rahmenbedingungen für verbindliche Netzwerkstrukturen im 
Kinderschutz

§ 4  Beratung und Übermittlung von Informationen durch 
Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung

Änderungen in Vorschriften des SGB VIII, SGB IX, 
Schwangerschaftskonfliktgesetz 

���� Stärkung präventiver Ansätze /  Kooperation in
lokalen Netzwerken Früher Hilfen 

���� Weiterqualifizierung der Einschätzung und Abwendung
von Kindeswohlgefährdung

Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG)





Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG)

Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern 
und Jugendlichen 

Ziele:

- Frühe Hilfen und verlässliche Netzwerke schon für 
werdende Eltern

- Nachhaltige Stärkung des Einsatzes von 
Familienhebammen und der Netzwerke "Frühe Hilfen"

- Ausschluss einschlägig Vorbestrafter von Tätigkeiten in 
der Kinder- und Jugendhilfe

- Verhinderung des "Jugendamts-Hopping"

- Befugnisnorm für Berufsgeheimnisträger zur 
Informationsweitergabe an das Jugendamt

- Regelung zum Hausbesuch

���� zahlreiche Änderungen im SGB VIII



Das Bundeskinderschutzgesetz

Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG):

• § 1 Kinderschutz und staatliche Mitverantwortung

• § 2 Information der Eltern über Unterstützungsangebote in 
Fragen der Kindesentwicklung (durch Jugendhilfe)

• § 3 Rahmenbedingungen für verbindliche Netzwerkstrukturen 
im Kinderschutz

• § 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch 
Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung

� Abgestuftes Vorgehen bei Anhaltspunkten für eine 
Kindeswohlgefährdung



interdisziplinäre und verbindliche Kooperations- und 
Vernetzungsstrukturen vor Ort (§3 KKG)

Vorläufer und Initiativen 

� zahlreiche kommunale Initiativen lokaler Netzwerke im Kontext 
Früher Hilfen

� Einrichtung lokaler Netzwerkstrukturen in neun
Landeskinderschutzgesetzen

� systematische Entwicklung und Erprobung im Modellprojekt „Guter 
Start ins Kinderleben 

Interinstitutionelle Zusammenarbeit im Kinderschutz



Bundeskinderschutzgesetz – § 3 KKG: Rahmenbedingungen 
für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz 

� Einrichtungen und Dienste 
der öffentlichen und freien 
Jugendhilfe

� Behindertenhilfe für Kinder 
nach SGB XII

� Gesundheitsämter

� Sozialämter

� Gemeinsame Servicestellen

� Schulen

� Polizei- und 
Ordnungsbehörden

� Agenturen für Arbeit

� Krankenhäuser

� Sozialpädiatrische Zentren

� Interdisziplinäre 
Frühförderstellen

� Schwangerschafts- und 
Beratungsstellen für soziale 
Problemlagen

� Einrichtungen und Dienste 

� zur Müttergenesung

� zum Schutz vor Gewalt in 
engen sozialen 
Beziehungen

� Familienbildungsstätten

� Familiengerichte

� Angehörige von Heilberufen



Bundeskinderschutzgesetz – § 3 KKG: Rahmenbedingungen 
für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz 

� Einrichtungen und Dienste 
der öffentlichen und freien 
Jugendhilfe

� Behindertenhilfe für Kinder 
nach SGB XII

� Gesundheitsämter

� Sozialämter

� Gemeinsame Servicestellen

� Schulen

� Polizei- und 
Ordnungsbehörden

� Agenturen für Arbeit

� Krankenhäuser

� Sozialpädiatrische Zentren

� Interdisziplinäre 
Frühförderstellen

� Schwangerschafts- und 
Beratungsstellen für soziale 
Problemlagen

� Einrichtungen und Dienste 

� zur Müttergenesung

� zum Schutz vor Gewalt in 
engen sozialen 
Beziehungen

� Familienbildungsstätten

� Familiengerichte

� Angehörige von Heilberufen

Partner  im Gesundheitssystem   - „freiwillige“

Kooperation und Vernetzung

aber

Projekt der Landesärztekammer BaWÜ mit 

Moderatorentandems



Umgang mit der ärztlichen Schweigepflicht 
§ 203 StGB Verletzung von Privatgeheimnissen 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 
Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 
1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen 
Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Führung der 
Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,
2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher 
Abschlussprüfung,
3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich 
geordneten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigten oder Organ oder Mitglied eines 
Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirtschaftsprüfungs-, 
Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft,
4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für 
Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde oder 
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist,
4a.Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den 
§§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes,
5. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem 
Sozialpädagogen oder
6. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder 
Lebensversicherung oder einer privatärztlichen, steuerberaterlichen oder 
anwaltlichen Verrechnungsstelle



anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, 
namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis 
oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 
1. Amtsträger,
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem 
Personalvertretungsrecht wahrnimmt,
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines 
Landes tätigen Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses 
oder Rates, das nicht selbst Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, oder 
als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates,
5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte 
Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich 
verpflichtet worden ist, oder
6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer 
Geheimhaltungspflicht bei der Durchführung wissenschaftlicher 
Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet 
worden ist,



Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz 
(KKG): § 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch 
Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung

(1)Werden

1. Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Entbindungspflegern 
oder Angehörigen eines anderen Heilberufes, der für die 
Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine 
staatlich geregelte Ausbildung erfordert,

2. Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter 
wissenschaftlicher Abschlussprüfung,

3. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern sowie

4. Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von 
einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts 
anerkannt ist,

5. Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den 
§§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

6. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich 
anerkannten Sozialpädagoginnen oder -pädagogen oder

7. Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich anerkannten privaten 
Schulen



… in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige 

Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 

eines Jugendlichen bekannt, so sollen sie mit dem Kind oder 

Jugendlichen und den Personensorgeberechtigten die 

Situation erörtern und, soweit erforderlich, bei den 

Personensorgeberechtigten auf die Inanspruchnahme von 

Hilfen hinwirken, soweit hierdurch der wirksame Schutz des 

Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz 
(KKG): § 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch 
Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung



(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der 

Kindeswohlgefährdung gegenüber dem Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit 

erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser 

Person die dafür erforderlichen Daten zu übermitteln; vor 

einer Übermittlung der Daten sind diese zu 

pseudonymisieren.

Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz 
(KKG): § 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch 
Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung



Befugnisnorm in Bezug auf die Schweigepflicht im 
Bundeskinderschutzgesetz (§ 4 KKG)
Abgestuftes Vorgehen im Rahmen der Güterabwägung

Bei Anhaltspunkten für Kindeswohlgefährdung: 

Stufe 1

Stufe 3

Stufe 2

Prüfung der eigenen 
fachlichen Mittel zur 
Gefährdungsab-
schätzung und 
Gefährdungsabwehr

Hinwirken auf die aktive 
Inanspruchnahme von 
Hilfen durch die 
Personensorge-
berechtigten

Mitteilung an das 
Jugendamt (Befugnis) 
wenn:

Tätigwerden dringend  
erforderlich ist
Personensorgeberechtigte  
nicht bereit oder nicht in 
der Lage sind, an  
Gefährdungseinschätzung   
oder Abwendung  der  
Gefährdung mitzuwirken

IseF

Wenn Tätigwerden des JA zur Gefahrenabwendung erforderlich



Beratungsbedarf in der Medizin
Individueller, fallbezogener Beratungsbedarf in der Medizin, 
insbesondere im Krankenhaus, entsteht häufig in den 
Abendstunden oder am Wochenende. 

Diensthabende Ärztinnen und Ärzte müssen in Rücksprache mit 
dem zuständigen Oberarzt, oft ohne erreichbaren Sozialdienst 
im Krankenhaus, über Fragen wie 

Inobhutnahme, 

Einschaltung des Jugendamts, damit 
verbundener Bruch der Schweigepflicht 

Entlassung nach Hause

entscheiden.

Die Rechtsgrundlagen sind ihnen dabei oft nicht bekannt 
und Informationen dazu auch nicht zugänglich.

Institutioneller Beratungsbedarf wird oft noch gar nicht erkannt
und nicht nachgefragt



Die Stichprobe einer Ulmer Befragung

Bundesland Stadt Facharzt Häufigkeit Prozent

Ulm Kinderheilkunde 12 30,77

Ulm Allgemeinmedizin 27 69,23

Ulm Ulm Gesamt 39 100,00

Neu Ulm Kinderheilkunde 3 15,79

Neu Ulm Allgemeinmedizin 16 84,21

Neu Ulm Neu Ulm Gesamt 19 100

Gesamt 58 100



Wissen Sie wie die Schweigepflicht für Sie als Arzt  im 
Bereich Kinderschutz geregelt ist?

Häufigkeit Prozent

ja 22 37,9

nein 31 53,4

verweigert 5 8,6

gesamt 58 100,0



Wie ist die Schweigepflicht momentan in diesem Bereich 
für Sie als Arzt konkret geregelt?

−Zitat: „Weiß nicht. Ich rede mit Jugendschutz Menschen 

über alles was mir am Herzen liegt. Ich fühle mich da nicht 

unsicher.“

−Zitat: „Die Schweigepflicht ist immer gleich geregelt.“

Nachfrage: „Wie denn konkret?“ Antwort: „Das weiß ich 

nicht. Das entscheide ich dann für mich."



Insoweit erfahrene Fachkräfte (IseF)

Insoweit erfahrene Fachkräfte sind derzeit insoweit nicht
erfahren. 

Sie kennen die Abläufe im Krankenhaus nicht. 

Das bislang in der Jugendhilfe z.B im Kitabereich erfolgreich 
praktizierte Beratungsprozedere: Vor-Ort-Gespräche in der 
Einrichtung, z.B. Kita, braucht längere Vorbereitungszeit und 
setzt ein stabiles Betreuungsverhältnis voraus.

Patienten bleiben oft nicht lang genug um ein solches Gespräch 
zu planen.

Akute Fragen in Bezug auf Schweigepflicht, Inobhutnahme etc.

Lösung: Telefonberatung?





Aus den Empfehlungen des Runden Tisches

Seite 32:

„Diagnostik und Intervention bei 
sexuellem Missbrauch, 
Vernachlässigung und 
Kindesmisshandlung sollten im 
Gesundheitswesen dokumentier- und 
abrechenbar sein.“









Bislang bestand in Deutschland die absurde Situation, dass es 
für die Abklärung von Kinderschutzfällen im Krankenhaus keinen 
OPS Kode gab und die notwendigen diagnostischen und 
Vernetzungsleistungen damit überhaupt nicht abgerechnet 
werden konnten. Noch weitergehend war das Kodierungsverbot, 
welches die für Deutschland geltende, regierungsamtliche 
Fassung der ICD-10, die ICD-10 GM (German Modification) für 
die Anwendung im Krankenhaus für die Diagnostik T74, 
Missbrauch von Personen, außer Kraft setzte.



ICD-10 GM Kodierung (DIMDI)

T74.- Missbrauch von Personen
Kodiere zunächst die akute Verletzung, falls 
möglich

T74.0 Vernachlässigen oder Im-Stich-Lassen

T74.1 Körperlicher Missbrauch
Ehegattenmisshandlung o.n.A.
Kindesmisshandlung o.n.A.

T74.2 Sexueller Missbrauch

T74.3 Psychischer Missbrauch

T74.8 Sonstige Formen des Missbrauchs von Personen
Mischformen

T74.9 Missbrauch von Personen, nicht näher 
bezeichnet
Schäden durch Missbrauch:
- eines Erwachsenen o.n.A.
- eines Kindes o.n.A.

Achtung offizielle Klassifikation: Anwenden im Krankenhaus 
war bis 2012 verboten!  ���� seit 2013 möglich!



So konnten alle Diagnosen in diesem Bereich 

•T74.0 Vernachlässigung oder Im Stich lassen 

•T74.1 körperliche Kindesmisshandlung, häusliche Gewalt etc.

•T74.2 sexueller Missbrauch

•T74.3 psychische Misshandlung 

•T74.8 sonstige Formen des Missbrauchs von Personen, 
Mischformen

•im Krankenhaus in Deutschland nicht kodiert werden. 
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Schweizer Gesundheitswesen definiert Abklärungsleistung 
inkl. Vernetzung: „Zusammenarbeit mit externen Stellen…“

OPS 2013 : 
1-945 Diagnostik bei 
Verdacht auf 
Gefährdung von 
Kindeswohl und 
Kindergesundheit

Abrechnung der medizinischen Abklärung in 

Kinderschutzfällen im Krankenhaus in Deutschland 

seit 2013 erstmals möglich





• Mindestmerkmale:

– Multiprofessionelles Team (Ärzte, Sozialarbeiter, 
Psychologen, Fachkräfte für Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflege) unter Leitung eines Facharztes 
(Facharzt für Kinder- und Jugendmedizin, Kinderchirurgie 
oder Kinder- und Jugendpsychiatrie)

– Mehrdimensionale Diagnostik von jeweils mindestens 30 
Minuten in mindestens 3 Disziplinen wie Kinder- und 
Jugendmedizin, Kinderchirurgie, Kinderradiologie, 
Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychologie und 
Sozialdienst bzw. solchen mit Expertise für Kinderschutz 
und/oder für Patienten des Kindes- und Jugendalters 
(z.B. Rechtsmedizin, Chirurgie, Radiologie, Psychiatrie 
und Psychotherapie, Gynäkologie, Neurologie und 
Neurochirurgie, Ophthalmologie, Zahnmedizin und 
Mund-, Kiefer-, Gesichtschirurgie). 



Es werden im diagnostischen Einzelkontakt durch die oben 
genannten Berufsgruppen alle folgenden Leistungen 
erbracht:

• Ausführliche ärztliche oder psychologische 
diagnostische Gespräche (biographische Anamnese, 
soziale Anamnese, Familienanamnese)

• Verhaltens- und Interaktionsbeobachtung

• Strukturierte Befunderhebung und 
Befunddokumentation unter Verwendung 
spezifischer Anamnese- und Befundbögen

–Durchführung von mindestens einer Fallbesprechung mit 
mindestens 3 Fachdisziplinen zusammen mit einer 
Fachkraft für Gesundheits- und Kinderkrankenpflege mit 
Dokumentation

–Ggf. Kontaktaufnahme mit der Jugendhilfe



Gleichzeitig wurde das Dokumentationsverbot aufgehoben, denn 
es wäre ja unlogisch die Abklärung solcher Handlung 
dokumentier- und abrechenbar zu machen, aber die Befunde im 
Krankenhaus nicht dokumentieren zu dürfen. Die 
ICD-10 GM gilt nun komplett für die Misshandlungsdiagnosen in 
Deutschland und kann auch im Krankenhaus eingegeben 
werden. 



§ 294 a SGB V
Mitteilung von Krankheitsursachen und drittverursachten 
Gesundheitsschäden

(1)...liegen Hinweise auf drittverursachte Gesundheitsschäden vor, sind die 
an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärzte und 
Einrichtungen sowie die Krankenhäuser nach § 108 verpflichtet, die 
erforderlichen Daten, einschließlich der Angaben über Ursachen und den 
möglichen Verursacher, den Krankenkassen mitzuteilen. Für die 
Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, die nach § 116 des Zehnten 
Buches auf die Krankenkassen übergehen, übermitteln die Kassenärztlichen 
Vereinigungen den Krankenkassen die erforderlichen Angaben 
versichertenbezogen.
(2) Liegen Anhaltspunkte für ein Vorliegen der Voraussetzungen des § 52 Abs. 2 
vor, sind die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärzte und 
Einrichtungen sowie die Krankenhäuser nach § 108 verpflichtet, den 
Krankenkassen die erforderlichen Daten mitzuteilen. Die Versicherten sind über 
den Grund der Meldung nach Satz 1 und die gemeldeten Daten zu informieren.

! Ausnahmeregelung seit August 2013 ! 

§ 294a Absatz 1 Satz 2 wird durch folgenden

Satz ersetzt:

*„Bei Hinweisen auf drittverursachte Gesundheitsschäden,

die Folge einer Misshandlung, eines sexuellen Missbrauchs  

oder einer Vernachlässigung von Kindern und Jugendlichen

sein können, besteht keine Mitteilungspflicht nach Satz 1.“



Gesetzentwurf zur Änderung in § 294 a SGB V



Auszug aus Gesetzentwurf vom 05.06.2013 





§ 42 KJHG Inobhutnahme

1) Das Jugendamt ist berechtigt und verpflichtet, ein Kind oder 
einen Jugendlichen in seine Obhut zu nehmen, wenn 
1. das Kind oder der Jugendliche um Obhut bittet oder 
2. eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen die Inobhutnahme erfordert und 
a) die Personensorgeberechtigten nicht widersprechen oder 
b) eine familiengerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig 
eingeholt werden kann oder 
3. ein ausländisches Kind oder ein ausländischer Jugendlicher 
unbegleitet nach Deutschland kommt und sich weder 
Personensorge- noch Erziehungsberechtigte im Inland 
aufhalten. Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis, ein Kind 
oder einen Jugendlichen bei einer geeigneten Person, in einer 
geeigneten Einrichtung oder in einer sonstigen Wohnform 
vorläufig unterzubringen; im Fall von Satz 1 Nr. 2 auch ein Kind 
oder einen Jugendlichen von einer anderen Person 
wegzunehmen. 



(2) Das Jugendamt hat während der Inobhutnahme die 
Situation, die zur Inobhutnahme geführt hat, zusammen mit dem 
Kind oder dem Jugendlichen zu klären und Möglichkeiten der 
Hilfe und Unterstützung aufzuzeigen. Dem Kind oder dem 
Jugendlichen ist unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine 
Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. Das Jugendamt 
hat während der Inobhutnahme für das Wohl des Kindes oder 
des Jugendlichen zu sorgen und dabei den notwendigen 
Unterhalt und die Krankenhilfe sicherzustellen. Das Jugendamt 
ist während der Inobhutnahme berechtigt, alle 
Rechtshandlungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes 
oder Jugendlichen notwendig sind; der mutmaßliche Wille der 
Personensorge- oder der Erziehungsberechtigten ist dabei 
angemessen zu berücksichtigen. 



(3) Das Jugendamt hat im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 
die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten unverzüglich 
von der Inobhutnahme zu unterrichten und mit ihnen das 
Gefährdungsrisiko abzuschätzen. Widersprechen die 
Personensorge- oder Erziehungsberechtigten der Inobhutnahme, 
so hat das Jugendamt unverzüglich 
1. das Kind oder den Jugendlichen den Personensorge- oder 
Erziehungsberechtigten zu übergeben, sofern nach der 
Einschätzung des Jugendamts eine Gefährdung des Kindeswohls 
nicht besteht oder die Personensorge- oder 
Erziehungsberechtigten bereit und in der Lage sind, die 
Gefährdung abzuwenden oder 
2. eine Entscheidung des Familiengerichts über die 
erforderlichen Maßnahmen zum Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen herbeizuführen. Sind die Personensorge- oder 
Erziehungsberechtigten nicht erreichbar, so gilt Satz 2 Nr. 2 
entsprechend. Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 ist unverzüglich 
die Bestellung eines Vormunds oder Pflegers zu veranlassen. 
Widersprechen die Personensorgeberechtigten der Inobhutnahme 
nicht, so ist unverzüglich ein Hilfeplanverfahren zur Gewährung 
einer Hilfe einzuleiten. 



Anstieg der Inobhutnahmen seit 2005



Inobhutnahmen in den ersten drei Lebensjahren

• Überproportionaler 
Anteil der Kinder bis zu 
drei Jahren 

• Anlass der Inobhut-
nahme war zu 43% 
Überforderung der 
Eltern

„Greifen“ die Frühen Hilfen und das 
Bundeskinderschutzgesetz ??



§ 72 a KJHG Persönliche Eignung

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen hinsichtlich der 
persönlichen Eignung im Sinne des § 72 Abs. 1 insbesondere 
sicherstellen, dass sie keine Personen beschäftigen oder 
vermitteln, die rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§
171, 174 bis 174c, 176 bis 181a, 182 bis 184e oder § 225 des 
Strafgesetzbuches verurteilt worden sind. Zu diesem Zweck 
sollen sie sich bei der Einstellung und in regelmäßigen 
Abständen von den zu beschäftigenden Personen ein 
Führungszeugnis nach § 30 Abs. 5 des 
Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. Durch 
Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und 
Diensten sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe auch 
sicherstellen, dass diese keine Personen nach Satz 1 
beschäftigen. 



§ 72 a SGB VIII Persönliche Eignung und Debatte um 
erweiterte Führungszeugnisse

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen hinsichtlich 
der persönlichen Eignung im Sinne des § 72 Abs. 1 
insbesondere sicherstellen, dass sie keine Personen 
beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig wegen 
einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 
181a, 182 bis 184e oder 225 des Strafgesetzbuches 
verurteilt worden sind. Zu diesem Zweck sollen sie sich 
bei der Einstellung und in regelmäßigen Abständen von 
den zu beschäftigenden Personen ein Führungszeugnis 
nach § 30 Abs. 5 des Bundeszentralregistergesetzes
vorlegen lassen. Durch Vereinbarungen mit den Trägern 
von Einrichtungen und Diensten sollen die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe auch sicherstellen, dass diese 
keine Personen nach Satz 1 beschäftigen.



Approbationsentzug

§ 5 BÄO

(1) Die Approbation ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung eine 
der Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 nicht vorgelegen 
hat oder bei einer vor Wirksamwerden des Beitritts erteilten 
Approbation das an einer Ausbildungsstätte in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet oder das in einem Fall des §
14 Abs. 1 Satz 2 oder in einem Fall des § 14a Abs. 4 Satz 1 
erworbene Medizinstudium nicht abgeschlossen war oder die 
Ausbildung nach § 3 Abs. 1 Satz 2 oder 6 oder § 3 Absatz 2, 2a 
oder 3 oder die nach § 14b nachzuweisende Ausbildung nicht 
abgeschlossen war. Sie kann zurückgenommen werden, wenn bei 
ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 bis 3 nicht vorgelegen hat. Eine nach § 3 Abs. 2 oder 3 
erteilte Approbation kann zurückgenommen werden, wenn die 
festgestellte Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes tatsächlich 
nicht gegeben war oder der alternativ festgestellte gleichwertige 
Kenntnisstand tatsächlich nicht nachgewiesen worden ist. 

Standesrecht: Haftung, Schlichtung 



Kind Jugend und Gesellschaft 
Zeitschrift für Kinder- und Jugendschutz
2007

Anlage zum Arbeitsvertrag
„Gefahrgeneigte Tätigkeit“















Zweite Erhebungswelle Monitoring UBSKM 
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Inhalte des Monitoringfragebogens



Zweite Erhebungswelle Monitoring UBSKM 
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Bereich Grundgesamtheit Stichproben-

Größe (netto)

Auswertbare 

Fragebögen

Rücklauf in Prozent

Kliniken und 

Fachabteilungen für 

Kinder und Jugendliche

570 531 137 26 %

Kindertageseinrichtungen Ca. 52.000 4.988 1064 21 %

Heime und sonstige 

betreute Wohnformen
Ca. 4000 1.144 346 30 %

Internate 276 276 112 40 %

Kinder- und Jugendreisen 
(1)

Ca. 3.000 Anbieter 

und Einrichtungen
3036 105 4 %

Gemeindliches 

Leben - evangelische 

Gemeinden

15.129(2) Ca. 4.000 692 18 %

Gemeindliches 

Leben - katholische 

Pfarreien/Gemeinden

11.398(3) Ca. 1.700 591 33 %

Verbandliche 

Jugendarbeit - regionale 

und lokale Verbände

Weiterleitung über 

16 

Landesjugendringe(4)

(Klumpen-

)Stichprobe von 

lokalen 

Organisationen der 

Jugendarbeit

379
n. n.

Sportvereine(5) 91.000 Ca. 12.000 650 5 %

Schulen 31.519(6) Ca. 3.700 505 14 %
[1] Die Rücklaufquote zum Monitoring der Empfehlungen des Runden Tisches bei Anbietern von Kinder- und Jugendreisen ist gering, sodass 
Ergebnisse für diese Akteure lediglich als Trend interpretiert werden sollten.
[2] Evangelische Kirche, Erhebungsstand 2010.
[3] Katholische Kirche, Pfarreien und sonstige Seelsorgeeinheiten, Stand 2011.
[4] Über die Gesamtzahl der Jugendverbände liegen keine genauen Zahlen vor.
[5] Die Rücklaufquote zum Monitoring der Empfehlungen des Runden Tisches bei Sportvereinen ist gering und beinhaltet regionale 
Verzerrungen, sodass Ergebnisse für Sportvereine als Trend interpretiert werden sollten.
[6] Grundschulen, Förderschulen und weiterführende Schulen, Stand 2011.

Übersicht: Befragungsbereiche,Stichproben und Rücklauf
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55 %

33 %

10 %

1 %

0% 25% 50% 75%

Ja.

Nein.

Nein, dieser ist aber bereits in Planung.

keine Angabe/weiß nicht

Kliniken und Fachabteilungen für Kinder und 
Jugendliche
Gibt es in Ihrer Klinik/Fachabteilung einen Handlungsplan bei 
(vermutetem) sexuellem Missbrauch? (N=135; Mehrfachantworten)
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53 %

14 %

23 %

4 %

5 %

0% 25% 50% 75%

Wir nutzen einzelne Maßnahmen zur
Prävention.

Wir nutzen ein umfassendes
Präventionskonzept.

In unserer Klinik/Fachabteilung gibt es
bisher keine Präventionsansätze.

Bisher gibt es keine Präventionsansätze,
diese sind aber bereits in Planung.

keine Angabe/weiß nicht

Kliniken und Fachabteilungen für Kinder und 
Jugendliche
Nutzen Sie in Ihrer Klinik/Fachabteilung Ansätze zur 
Prävention von sexualisierter Gewalt? (N=134)



§ 8b SGB VIII
Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen

(1) Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder 
Jugendlichen stehen, haben bei der Einschätzung einer 
Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem örtlichen 
Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine 
insoweit erfahrene Fachkraft.

(2) Träger von Einrichtungen, in denen sich Kinder oder 
Jugendliche ganztägig oder für einen Teil des Tages aufhalten 
oder in denen sie Unterkunft erhalten, und die zuständigen 
Leistungsträger, haben gegenüber dem überörtlichen Träger 
der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung bei der Entwicklung 
und Anwendung fachlicher Handlungsleitlinien

1. zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz 
vor Gewalt sowie

2. zu Verfahren der Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen an strukturellen Entscheidungen in der 
Einrichtung sowie zu Beschwerdeverfahren in 
persönlichen Angelegenheiten.



Mehr-Ebenen-Strategie der Prävention 
Implementierung von Mindeststandards

1. Vorlage eines verbindlichen Schutzkonzeptes 
2. Durchführung einer einrichtungsinternen Analyse zu 

arbeitsfeldspezifischen Gefährdungspotentialen und 
Gelegenheitsstrukturen

3. Bereitstellung eines internen und externen 
Beschwerdeverfahrens

4. Notfallplan für Verdachtsfälle
5. Hinzuziehung eines/einer externen Beraters/Beraterin 

Verdachtsfällen (z.B. Fachkraft für Kinderschutz)
6. Entwicklung eines Dokumentationswesens für Verdachtsfälle
7. Themenspezifische Fortbildungsmaßnahmen für

MitarbeiterInnen durch externe Fachkräfte
8.  Prüfung polizeilicher Führungszeugnisse 
9.  Aufarbeitung und konstruktive Fehlerbearbeitung

im Sinne der Prävention und Rehabilitierungsmaßnahmen 

(Unterarbeitsgruppe I des Runden Tisches Kindesmissbrauch)









Niederschwellige Beschwerdesysteme für 
Kinder 

Freisprechanlage zum Patientenfürsprecher und zu den umliegenden Jugendämtern 

in der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychotherapie in Ulm



Frühe Kindheit 02/14









Schutzkonzepte

Initialisierung von Schlüsselprozessen

–Auf der Ebene der 
Organisationsentwicklung, Qualitäts-
und Beschwerdemanagemnt

–Auf der Ebene der 
Personalentwicklung

–Auf der Ebene der Teamentwicklung

–Auf der Ebene der konkreten Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen



Öffentliche Debatte durch realitätsnahe Fallschilderung und 
Kritik am Handeln der Akteure und an der Effizienz der Hilfen 
insbesondere SPFH
Aber :  unpraktikable Lösungsvorschläge  z.B. Handlungspflicht 
für Ärzte



Fazit

Kindesmisshandlung ist häufig

Die Zusammenarbeit zwischen Medizin und Jugendhilfe im 
Kinderschutz ist zentral

Laufende Evaluation des BKschG  ist zu begrüssen

In den letzten Jahren sind hierfür Voraussetzungen geschaffen 
worden, deshalb primär kein Bedarf de lege ferenda

Massive Implementationsmängel de lege lata

Massive Informationsdefizite

Beratung der Institutionen nach § 8b Satz 2 SGB VIII

Anderes wichtiges Thema: wirken die Hilfen ?

z.B Inobhutnahme, Heim, SPFH etc 



„Es gibt keine großen Entdeckungen

und Fortschritte, solange es noch 

ein unglückliches Kind auf Erden gibt.“

Albert Einstein

* 1889 Ulm

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit



Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie / 
Psychotherapie des Universitätsklinikums Ulm 

Steinhövelstraße 5
89075 Ulm 

www.uniklinik-ulm.de/kjpp

Ärztlicher Direktor: Prof. Dr. Jörg M. Fegert


